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I. Begriff und Bedeutung institutioneller Analyse.

Die Frage nach den notwendigen und/oder hinreichenden Bedingungen, unter
denen bestimmte gesellschaftliche Institutionen entstehen oder sich ver-
ändern, ist ebenso anspruchsvoll wie praktisch bedeutsam. Anspruchsvoll
ist/sie deshalb, weil ihre vollkommene Beantwortung das Kernstück einer
Theorie der sozialökonomischen Entwicklung überhaupt liefern würde; denn
Institutionen bilden den Rahmen, innerhalb dessen sich die Symptomatik des
Wirtschaftsablaufs - Einkommenswachstum, Kapitalbildung, sektorale Diffe-
renzierung - entfaltet. Praktisch bedeutsam ist diese Frage, weil ihre
Beantwortung Aussagen über die Bedingungen liefern würde, denen die Gestal-
tung des ordnungspolitischen Rahmens unterliegt. Damit würden Aussagen
nicht nur über die Wirkungen ordnungspolitischer Alternativen gemacht, son-
dern auch über Möglichkeiten ihrer Realisierung oder Durchsetzung. Soll
die Wirtschaftsordnung in einer Weise verändert werden, die einer Fort-
führung des so begonnenen Entwicklungsprozesses förderlich ist, so grün-
det sich eine derartige entwicklungspolitische Strategie gleichfalls auf
Informationen, welche einer dynamischen Theorie der Institutionen ent-
stammen. Da schließlich die Institutionen, welche den wirtschaftspoliti-
schen Entscheidungsprozeß steuern, mit einzubeziehen sind, kann man ins-
gesamt als wichtigste Anwendungsgebiete einer Theorie institutionellen
Wandels die Ordnungspolitik, die Entwicklungspolitik und die Theorie der
Wirtschaftspolitik, insbesondere die Theorie der politisch-ökonomischen
Interdependenzen, nennen.

Um zu prüfen, ob und wie solchen Ansprüchen eventuell genügt werden könnte,
wollen wir im folgenden zunächst in Abschnitt II einige vorhandene Erklä-
rungsansätze Revue passieren lassen, um daraus eine methodisch fundierte
und praktisch verwendbare Vorgehensweise zu gewinnen. Diese soll dann in
Abschnitt III und IV angewandt werden, um einige wichtige Einflüsse auf
die Entstehung von Institutionen herauszustellen und dabei Wandlungspro-
zesse verschiedener Tragweite beispielhaft zu untersuchen. Unter einer
Institution soll dabei ein System von Regelungen verstanden werden, welche
das Verhalten in sozialen Systemen auf die Realisierung bestimmter kollek-
tiv akzeptierter Zwecke ausrichten ', ohne daß dabei durchgängig nach dem
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Grad der Formalisierung und nach der Stärke der Institutionalisierung unter-
schieden werden soll. Es mag sich also etwa sowohl um Gesetze oder Satzungen
als auch um Geschäftsethiken oder gängige Handelspraktiken u. dgl. handeln.
Auch kann die Regelung psychisch mehr oder minder stark verankert sein in
Form von internalisierten Normen (Werten); oder sie kann mit unterschied-
lichem Zwang durchgesetzt werden, ihre Einhaltung also mit unterschiedlich,
starken positiven oder negativen Sanktionen gesichert sein. Institutionen
setzen sich aus sinnvoll aufeinander bezogenen Verhaltensnormen zusammen,
wobei das faktische Verhalten durch negative Sanktionierung von Devianz
und positive Belohnung von Konformität oder durch Internalisierung in Form
von Wertvorstellungen der Norm angenähert wird. Den Geltungsbereich von
Institutionen bilden soziale Systeme, z.B. eine Wettbewerbsgesellschaft,
ein Berufsstand, eine Unternehmung, in welchen konkrete Individuen oder
wiederum soziale Gebilde wie Gruppen in bestimmten Rollen (Anbieter, Mit-
glied, Mitarbeiter) auftreten. An diese richten sich die Erwartungen norm-
konformen Verhaltens, welches bei Realisierung die Erfüllung der institutio-
nellen Zwecke garantieren soll. Institutionen sind daher im allgemeinen
recht komplexe Erscheinungen, und zwar umso mehr, je vielfältiger und je
diffuser die Zwecke sind, denen sie dienen. Beispielsweise sind Institutio-
nen in "primitiven" Gesellschaften besonders komplex; wir werden aber im
allgemeinen von stärker spezialisierten Institutionen ausgehen, Auch soll
diese grobe Charakterisierung von Institutionen, welche Feinheiten der
soziologischen Begriffsbildung vernachlässigt, für unsere Zwecke genügen.

II. Ansätze zur Erklärung institutionellen Wandels.

Ökonomisches Denken hat sich schon immer mit der Funktionsweise von aus-
drücklich analysierten oder implizit vorausgesetzten Institutionen befaßt.
Diese funktionelle Analyse wurde auch oft ergänzt durch eine kaüsalgeneti-
sche Erklärung der Entstehung von Institutionen, wie sich etwa schon bei
Aristoteles nachweisen läßt '. Bezieht letztere sich vielfach nur auf
einen historisch einmaligen Vorgang, so muß dennoch auch eine solche histo-
rische Erklärung auf Gesetzmäßigkeiten oder Regelmäßigkeiten zurückgreifen.
Zu Recht betont Hicks ', daß die Einmaligkeit historischer Ereignisse sich
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nicht auf alle Aspekte bezieht, so daß "normale" Transformationen eines
gesellschaftlichen Zustandes in einen anderen in ihrem Kern theoretisch
analysierbar sind. Um diesen theoretischen Kern und um methodische Zugänge
zu seiner Erfassung geht es hier. Wir wollen dabei zwischen evolutions-
theoretischen und verhaltenstheoreti sehen Ansätzen unterscheiden. Die
ersteren sehen institutionellen Wandel als einen Aspekt der gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklung, die letzteren als Ergebnis der Interaktion von
Individuen. Nicht, daß gesamtgesellschaftliche Vorgänge bei den individuali-
stischen Ansätzen ohne Bedeutung wären oder daß die Ebene individuellen
Verhaltens bei den eher sozietistischen Auffassungen keine Rolle spielte;
es geht vielmehr um das Vorherrschen eines ganzheitlichen oder individuali-
stischen Erklärungsprinzips.

1. Sozietistische Ansätze: Evolutionstheorien.

- Institutionalismus -

'i

Beginnen wir mit der Auffassung von Institutionen als Ergebnis gesamt-
gesellschaftlicher Evolution und beschränken wir uns auf moderne mit
Nachdruck vertretene Auffassungen, so können wir als typische Ansätze
unterscheiden: den institutionalistischen, den marxistischen und den
funktionalistischen. Ausdrücklich auf die Entwicklung der Institutionen
beziehen sich vor allem die Institutionalisten. Sie seien kurz charakteri
siert am Beispiel von Thorstein B. Veblen. Veblen untersucht die moderne
industrielle Kultur als Entwicklungsprozeß, dessen Haupttriebkräfte
materieller Natur sind, dessen Richtung aber unbestimmt bleibt, weil die
Institutionen und Technologie gleichsam mutieren und dabei einem Selek-
tionsprozeß ausgesetzt werden. Unsinnige dekadente Institutionen wer-
den nur mit Verspätung durch neue ersetzt, weil sie mit Interessen von
Bevölkerungsschichten verknüpft sind. Diesen stehen andere Interessen
an neuen dem Fortgang der Technologie entsprechenden Institutionen gegen-
über, welche sich wiederum in anderen Bevölkerungsschichten verkörpern.
Damit entsteht ein sozialer Konflikt zwischen Technologie und Zeremonia-
lismus, Drängen auf institutionelle Neugestaltung und Festhalten an
tradierten Verhaltensmlüstern '. Die Neoinstitutionalisten unserer Tage
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halten den Anspruch dieser Theorie aufrecht; sie berufen sich dabei auf das
zeitgenössische Werk von C. Ayres '. Ayres bringt die Entwicklung einer sehr
weit gefaßten Technologie, welche auch symbolische Bestandteile der Kultur
mitumfaßt, in Zusammenhang mit der Natur des Menschen als handelndes Subjekt,
das sich immer neuen Problemen gegenübersieht und dafür immer neue Lösungen
durch neue Kombination der bisherigen Techniken erfindet. Der Kulturdarwinis-
mus der Institutionalisten erfährt damit eine neue Begründung aus dem philo-
sophischen Pragmatismus J. Deweys. Entwicklungsfeindliches zeremoniell
erstarrtes Verhalten gründet hiernach in dem gleichen symbolischen Prozeß,
der auch die Technik weitertreibt, da aus dessen früheren Stadien immer noch
etablierte Institutionen vorhanden sein müssen. Abgesehen von interessanten
Beiträgen zu Einzel Problemen haben die Institutionalisten zu einer empirisch
überprüfbaren und eingriffstechnisch verwendbaren Theorie des institutionellen
Wandels nur die Erkenntnis von der zentralen Rolle der technologischen Ent-
wicklung und von der verspäteten und konfliktgeladenen Anpassung der Institu-
tionen im Entwicklungsprozeß beigetragen. Ihr Verhältnis zur Praxis will
auch kein "positivistisches" sein, sondern ergibt sich "pragmatisch" als
ad hoc-Steilungnahme zu .politischen Gestaltungsproblemen aufgrund von Wer-
tungen, die sich auf den Wert von Techniken und Institutionen für das mensch-
liche Leben beziehen wollen.

- Marxismus -

Der Marxismus hat demgegenüber eine eindeutigere Erklärung für die Ent-
stehung von Institutionen im Rahmen der sozialökonomischen Gesamtentwick-
lung: Sie entspringen als Produktionsverhältnisse der sich durch die Ent-
wicklung der Produktivkräfte ergebenden Produktionsweise und geraten in
einem gewissen Stadium ihrer Entwicklung in Widerspruch zu den materiellen
Grundlagen der Produktion '. Diese Grundlagen entwickeln sich ständig wei-
ter; beginnend mit den ersten Ansätzen zunehmender Beherrschung der Natur
durch den Menschen entwickeln sich damit neue Stadien der Eigentumsbezie-
hungen, die mit anderen davon abhängigen Institutionen, wie Staat und
Familie, verbunden sind. Zugleich bringen die Eigentumsformen als d i e
grundlegenden Institutionen soziale Klassen und Klassengegensätze hervor,
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so daß Widersprüche zwischen Klassen parallel zu solchen zwischen Produk-
tionsgrundlagen und Eigentumsordnungen bestehen. Diese entladen sich in
einer revolutionären Beseitigung der alten Produktionsverhältnisse, wo-
durch neue Produktionsverhältnisse geschaffen werden. Dieser Prozeß ist
den Stadien und der Richtung nach determiniert. In unserem Zusammenhang
ist jedoch nicht diese umstrittene Auffassung von den Gesetzen des Geschichts-
ablaufs von Bedeutung, sondern die endogene und nicht zufällige Entste-
hung und Entwicklung der Institutionen; aus den Folgeproblemen, die sie
mit sich bringen, folgt ein Mechanismus ihrer Änderung in großen Entwick-
lungsbrüchen - was die grundlegenden Institutionen der Verfügung über Pro-
duktionsmittel angeht. Innerhalb der großen Entwicklungsstadien finden
kleinere Anpassungen statt, welche die Fortentwicklung der Produktivkräfte
bis zu einem gewissen Grade ermöglichen. Die grundlegenden Institutionen
der Eigentumsordnung bestimmen weitgehend den Charakter der anderen Insti-
tutionen des Überbaues. So ist auch nicht der Staat der Schöpfer der Eigen-
tumsordnung; er dient nur dazu, sie abzusichern. Was also die Auffassung
einer endogenen Genese der Institutionen anbelangt, so sehen selbst die
Vertreter extrem individualistischer Ansätze wie der Property-Rights-
Analyse nicht umsonst gewisse Verwandtschaften mit den Analysen von Marx
und Engels '. Der historische Determinismus und die Auffassung von der
Übermacht der gesellschaftlichen Kräfte über das Individuum läßt allerdings
eine Analyse auf der Ebene der Beziehungen konkreter Individuen - außer
bei einzelnen konkreten historischen Ereignissen - entbehrlich erscheinen.
Daher fehlen allen sozietistischen Auffassungen von sozialem Wandel die
Transmissionskanäle, in welchen sich durch das Handeln der Menschen die
Institutionen fortentwickeln, z.B. die Bildung von Interessenvereinigungen_,_
welche Veränderungen des Unternehmensrechts propagieren und durchsetzen.

- Funktionalismus -

Fehlen gar Behauptungen über die Haupttriebkräfte gesellschaftlicher Ent-
wicklungen fast gänzlich, wie in der funktional istischen Soziologie, so
bleibt nur eine Arf'evolutionäre Selektion"von Gesellschaften und/oder
deren Institutionen übrig '. Bei dieser Selektion bleiben Institutionen
übrig, die lebenswichtige soziale Funktionen erfüllen, dysfunktionale
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werden mangels Überlebensfähigkeit der an ihnen festhaltenden Sozialgebilde
eliminiert. Die Entstehung der Institutionen selbst kann dabei fast belie-
bige Gründe haben, ebenso ihre Verbreitung, es sei denn, es handele sich
um einen einfachen Imitationsprozeß. Funktional istische Erklärungen der
Existenz oder der Entstehung bestimmter gesellschaftlicher Einrichtungen
sagen daher nur dann etwas über die Ursachen aus, wenn die Vorstellung von
der funktionellen Bedeutung einer Institution auch Handlungsmotiv für die-
jenigen war, welche andere zu einem solcherart institutionalisierten Ver-
halten veranlaßt haben; wenn zudem dieses Verhalten für die Gesamtheiten,
die es akzeptierten, einen Vorteil in der Anpassung an die äußeren Umstände
bot, so daß es sich ausbreitete; und wenn schließlich die beteiligten sozia-
len Gebilde überhaupt so stark integriert waren, daß man von Funktionserfül-
lung im Hinblick auf solche Ganzheiten sprechen kann '. Damit aber gelangt
man dann zur Erklärung durch das Handeln einzelner Menschen und der Aggre-
gation dieser Handlungsweisen, aus welcher dann das institutionalisierende
Einschleifen bestimmter Verhaltens- und Reaktionsweisen resultieren kann,

also zu den individualistischen Ansätzen.
s • •

2. Individualistische Ansätze: Verhaltenstheorien.

- Interdependente Anpassung: Das preistheoretische Paradigma -

Ansätze dieser Art entsprechen sowohl den klassischen Traditionen der
ökonomischen Theorie als auch den individualistischen Varianten anderer
Sozialwissenschaften. Sie basieren auf der zentralen Annahme, daß Men-
schen stärker zu solchen Verhaltensweisen neigen, die sich als für ihre
Bestrebungen förderlich erwiesen haben. So erklärt Coleman die Entstehung
von Normen aus Handlungen rational kalkulierender Menschen, die ihre
eigenen Interessen in einem Kontext verfolgen, in welchem andere Menschen
das Gleiche tun '. Soziologen dieser Richtung ziehen daraus die Konsequenz,
daß man daher nur die Entstehung von Institutionen aus gegebenen histori-
schen Ausgangssituationen ableiten kann, z.B. die Entstehung der modernen
industriellen Unternehmung und der Kernfamilie aus den auf Vorteile be-
dachten Handlungsweisen von potentiellen Unternehmern und Arbeitern,
welche die agrarische Großfamilie verlassen '.
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Kulturanthropologen der sogenannten formalistischen Richtung bedienen
sich analoger Schemata, um die Entstehung und Veränderung kultureller
Muster und Normen zu erklären, was unter der sogenannten substantivi-
stischen Annahme von der völligen Kulturgebundenheit des Menschen nicht

12}möglich wäre ;. In der Ökonomie ist das einschlägige Modell menschlichen
Handelns oft zu eng interpretiert worden. Es fehlt auch an ausdrücklichen
Anwendungen auf das Problem der Herausbildung von Gewohnheiten, Normen
und Institutionen. Es hätte sich sonst rascher herausgestellt, daß dieses
Modell Veränderungen von Verhaltensneigungen (bei sich wiederholenden
Situationen) nur unvollkommen und vage als Verbesserung des Informations-
standes und dadurch entstehende Neueinschätzung von Handlungsalternativen
einzubeziehen vermag. Es fehlt diesem Modell an einer expliziten Berück-
sichtigung dispositionaler Merkmale des Handelnden und seiner Vorgeschichte,
was Vanberg denn auch als Vorzug eines verhaltenstheoretischen im Unter-
schied zum entscheidungslogischen (üblichen ökonomischen) Konzept heraus-

13 \
stellt '. Implizit sind solche Vorgänge des Lernens aus Interaktion
aber zwangsläufig in Ökonomischen Analysen enthalten, wenn diese die Her-
ausbildung von habitualisierten Verhaltensweisen behandeln, z.B. in der
Analyse der Entstehung eines allgemein akzeptierten Spektrums von Tausch-
mittein aus einer Situation multiplen Naturaltausches ;. Die einschlägige
nur diffus vorhandene Theorie wollen wir als die einer interdependenten
Anpassung bezeichnen.

- Institutionelle Kontrahierung: Das gruppenökonomische
Paradigma - —

Allerdings existieren gleichfalls einfachere Vorstellungen der ökonomischen
Theorie, wonach Institutionen aus für alle Beteiligten vorteilhaften Abma-
chungen entstehen können. Solch eine institutionelle Kontrahierung liegt
dann nahe, wenn (1) die institutionellen Voraussetzungen für Vertrags-
abschlüsse gegeben sind und ferner (2) die möglichen Aktivitäten eines
Individuums die Ergebnisse der Aktivitäten eines anderen merklich beein-
flussen. Verhaltensweisen können dann auf Gruppenzwecke festgelegt werden,
wobei sich die Verhaltenszuweisungen, die Aufnahme von Mitgliedern in die
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entstehende Gruppe etc. aus dem Drohpotential der Nichtmitwirkung oder der
Realisierung einer bewußt schädigenden Aktivität ergeben. Mit der Gruppe-
entstehen ihr zugeordnete Institutionen; verschiedene Gruppen können wieder-
um auf höherer Ebene interagieren, koalieren und kontrahieren und Institu-
tionen schaffen. Dadurch werden für die Individuen ihre zulässigen Aktivi-
täten mit gesicherten Ergebnissen verbunden, ihre Reaktionen im Interaktions-
prozeß müssen nicht mehr in gleichem Maße mühsam und angstvoll festgelegt
werden (Informationsfunktion der Institutionen); Institutionen schützen vor
Aktivitäten anderer, welche für das Individuum negative Folgen haben
(restriktive oder Sicherungsfunktion von Institutionen); vor allem aber
sparen Institutionen Ressourcen ein oder machen den Ressourceneinsatz der
individuellen Aktivitäten insgesamt wirksamer (engere Effizienzfunktion
von Institutionen) '.Der Wert der Institutionen bezieht sich hierbei nicht
auf das soziale Gebilde - wie bei funktionalistischer Betrachtung -,sondern
auf Vorteile für die Individuen, die zudem ungleich verteilt sein werden.
Es mag nützlich sein, diese Vorteile zu einem Gesamtmaß zu aggregieren,
wenn im Verhandlungsprozeß alternative Institutionen gegeneinander abge-
wogen werden sollen; unabdingbar ist ein solches Maß des Gesamtwertes der
Einführung einer Institution nicht.

- Hierarchische strategische Bindung: Das spiel-
theoretische Paradigma -

Bei der Schaffung von Institutionen durch Vereinbarung kann man nicht
einfach annehmen, daß der Verhandlungsprozeß zu eindeutigen Ergebnissen
führt, da. in Verhandlungen strategisches Verhalten auftreten kann, z.B.
das Verbergen wahrer Präferenzen. Mancherlei Ausgangssituationen sind
von Anfang an strategischer Natur, so daß Lösungen rational indeterminiert
sind. Hier auf die Theorie der Spiele verweisen, heißt auf verschiedene
Typen von Lösungsmengen rekurrieren, die je nach Art der Spielsituation
und nach Spielregeln sowie nach zusätzlichen Annahmen abgeleitet werden
können. Schon in ihren Ursprüngen bei J. v. Neumann und Oskar Morgenstern
zeigte die Theorie der Spiele, daß Lösungen, vor allem Einengungen zu
großer Mengen von Lösungen "Standards of behavior" erfordern, so daß man
geradezu als eigentliches Ziel dieser Methoden die endogene Bestimmung
von Institutionen ansehen kann '. Die Schaffung solcher Verhaltensnormen
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reduziert die Anzahl möglicher Aktionen, die als Reaktion auf Aktionen anderer
möglich sind. Lassen die Regeln es zu, daß ein Spieler eine derartige Normie-
rung seines Verhaltens ankündigt, so entsteht für die übrigen eine Situation
mit weniger unbestimmtem" Ausgang '. Statt Reaktionen auf einzelne Aktionen
zu normieren, können ganze Strategien, also mögliche Reaktionsketten, und
damit Reaktionsprinzipien von einzelnen Individuen festgelegt und angekündigt
werden '. Die Institutionalisierung einer solchen Lösung verlangt allerdings
zusätzlich die Festlegung der Reihenfolge, in welcher die Beteiligten ihre
Bindung ankündigen dürfen. Jeder macht diese Ankündigung im Bewußtsein, daß
die Nachfolgenden dann unter den so entstehenden verengten Bedingungen ihrer-
seits eine für sie optimale Bindung ankündigen werden. Demnach muß zusätzlich
angegeben werden, wie diese Reihenfolge festgelegt wird (wiederum durch
externe institutionelle Vorkehrungen oder durch vorangegangene Machtkämpfe).
Die Lösung wird also durch eine übergeordnete Entscheidung gefunden und
besteht in einer Rangfolge von Festlegungen, weshalb wir von einer Hierarchie
strategischer Bindungen als einem dritten Zugang zur endogenen Herausbildung
von Institutionen aus der Interaktion von Individuen sprechen wollen.

• i

- Institutionelle Individualentscheidung:
Das Property-Rights-Paradigma -

Wenn Regelungen vereinbart werden, so impliziert dies nicht nur unter Umstän-
den ein Strategieproblem, sondern es setzt auch voraus, daß die Befugnisse
zum Treffen solcher Vereinbarungen bereits abgeklärt sind. Es kann sich dabei
auch um die Berechtigung zum einseitigen Erlaß gewisser Regelungen handeln;
ebenso um Pflichten, Aktionen zu dulden oder Regelungen zu akzeptieren. Die
Bedeutung solcher sozial anerkannter Rechte auf die Ausführung bestimmter
(und damit auf die Unterlassung anderer) Handlungen wurde besonders von der
Forschungsrichtung der Property-Rights-Analyse untersucht. Bezogen auf unsere
Frage nach der Entstehung von Institutionen stellen derartige Eigentumsrechte
einerseits Institutionen bzw. Komponenten von Institutionen dar, anderer-
seits bilden sie den Rahmen, innerhalb dessen durch einseitige Entscheidungen
Abmachungen getroffen oder einseitige Entschlüsse gefaßt werden. Dadurch
werden die Rechte neu verteilt und neue Komplexe aus abgeleiteten Rechten
und Pflichten, also wiederum neue Institutionen zweiter Stufe geschaffen,
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etwa Vereinigungen gegründet oder sanktionierte langfristige Lieferbeziehungen
etabliert. Diese Vorgänge sind nur scheinbar banale Implikationen existierender
Institutionen, da je nach Zielsetzungen der Beteiligten, Verwertungsbedingun-
gen für existierende Rechte, z.B. Marktlagen, und vor allem auch je nach den
Kosten der Formulierung, Überwachung und Durchsetzung von Rechten sowie den
Kosten für die Beschaffung und Verarbeitung von Informationen das Ergebnis
der Nutzung bestehender Rechte sehr verschieden ausfallen kann. Rechte mögen
vielleicht nur wenig wert sein oder sich nur schwach nutzen lassen. Es bedarf
daher einer besonderen Analyse solcher Entscheidungen, die wir - soweit sie
zur Schaffung zusätzlicher Institutionen führen und soweit der Entscheidungs-
prozeß nicht weiter problematisiert werden soll - einfach als institutionelle
Individualentscheidungen bezeichnen wollen. Nicht der gesamte Umgang mit Rech-
ten gehört hierher, da eine aus Tauschvorgängen resultierende neue interper-
sonelle Verteilung der Rechte das institutionelle Gefüge einer Gesellschaft
als solches nicht verändert; so bleibt die Eigentumsordnung einer Gesellschaft
an sich unverändert, auch wenn das Vermögen breiter gestreut wird. Als Aus-
gangspunkt für solche Entscheidungen ist aber die unterschiedliche Ausstattung
von 'Entscheidungssubjekten mit Rechten mit ausschlaggebend für das Ergebnis,
denn, was man das "Interesse" einer Person oder Gruppe an bestimmten Ergebnis-
sen nennt, bestimmt sich ja nach deren besonderen Zielsetzungen und ihrer Aus-
stattung mit Ressourcen (die hier als Gesamtheiten von Rechten aufgefaßt wer-,
den). Hier wie auch bei den anderen individualistischen Ansätzen ist zu beach-
ten, daß das Individuum für ganze soziale Kategorien steht, so daß soziale
Merkmale (besondere Werthaltungen und Interessen) das Ergebnis institutionel-
ler Entscheidungen mitbestimmen. Es soll ja erklärt werden, weshalb bestimmte
standardisierte Formen von Verträgen "üblich" werden, bestimmte Varianten von
Organisationsformen vorherrschen u.a.m. Auf die Analyse-Methode, welche im

wesentlichen der der Property-Rights-Schule gleichkommt ', braucht hier nicht
weiter eingegangen zu werden. Es war nur klarzustellen, daß sich hier beson-
dere Möglichkeiten auftun, die Entstehung abgeleiteter Institutionen zu
erklären.

- Institutionelle Kollektiventscheidung:
Das Public-Choice-Paradigma -

Zusätzliche Besonderheiten ergeben sich, wenn der Entscheidungsprozeß selbst
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institutionalisiert ist. Das ist der Fall bei Entscheidungen von Kollek-
tiven, die sich naturgemäß dann auf "öffentliche Güter" beziehen. Metho-
disch gehören hierher die analytischen Konzeptionen der Forschungsrich-
tung des "public choice", wiederum mit der Einschränkung: Soweit es sich
um Entscheidungen über Institutionen handelt, also vor allem Entscheidun-
gen über das "regime", dem politische oder wirtschaftliche Vorgänge unter-
liegen sollen: Verfassungsentscheidungen, Wirtschaftsordnungsentscheidun-
gen. Für Verfassungen sei auf die Abwägung von Nutzen und Kosten von Ent-
scheidungsregeln für Kollektive verwiesen, wie sie von Buchanan und
Tullock ' vorgenommen wurde. Als Beispiel für ordnungspolitische Entschei-
dungen kann der Beitrag von Schenk über Wahlakte gelten, in denen simultan
über Institutionen auf der Makro- und solche auf der Mikroebene der Wirt-
schaft entschieden wird '.Als Beitrag zu einer positiven Theorie der
Entstehung von Institutionen können allerdings kaum jene Konstrukte ange-
sehen werden, die von fiktiven "institutionsfreien" Zuständen ausgehen
und daraus ableiten, auf welche grundlegenden Regelungen sich Individuen
in solcher Lage einigen könnten; vielmehr sind die Beiträge der in den
letzten'1 Jahren wieder auflebenden Theorien des sozialen Kontrakts und
anarchischer Rohzustände einer normativen Institutionenlehre zuzurechnen,
obwohl nicht alle Vertreter dieser Richtung dem zustimmen würden '.
Empirisch werden stets schon partiell institutionalisierte Zustände bei
solchen Entscheidungen vorgefunden. Es kann dann auch sinnvoll gefragt
werden, wie weit solche vorgeordneten Institutionen schon die Entschei-
dung präjudizieren K Es ist zweckmäßig, solche Typen von Entscheidungen
wegen ihrer zusätzlichen Besonderheiten (Entscheidungskollektiv) nicht
unter den gleichen Begriff "institutionelle Entscheidungen" zu fassen, —
wie die Entscheidungen mit homogenem Akteur. Wir bezeichnen sie daher
als institutionelle Kollektiventscheidungen. Damit ist nicht gesagt, daß
diese sich nicht auf der Mikro-Ebene von WirtschaftsgesellSchäften finden
ließen, z.B. Aufsichtsratsentscheidungen unter Mitbestimmung über eine
Neuordnung der Abi aufOrganisation im Unternehmen.

Insgesamt sind die verschiedenen analytischen Methoden des individuali-
stischen Ansatzes, wie sich herausstellt, jeweils für bestimmte Prozesse
der Institutionenbildung geeignet, die sich aus unterschiedlichen Aus-
gangssituationen ergeben: Situationen der großen Zahl von Marktteilnehmern,
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der kleinen Zahl von potentiellen Gruppenmitgliedern mit oder ohne Möglich-
keiten strategischen Verhaltens, der Einzelentscheidung oder der Kollektiv-
entscheidung über institutionelle Alternativen. Wir haben daher auch am
Situationstyp und nicht an der Methode (Eigentumsrechtsanalyse, Spiel-
theorie etc.) anknüpfende Bezeichnungen gewählt. Darüber wurde bewußt die
Zuordnung zu einschlägigen Disziplinen vernachlässigt, obgleich etwa ver-
haltenstheoretische Ansätze der Soziologie und der Psychologie die für die
Art der Institutionalisierung wichtige Präferenzbildung und die für die
Herausbildung von Institutionen wichtigen sonstigen Lernvorgänge besser
berücksichtigen als die mikroökonomische Verhaltenstheorie '. Wir gehen
hier davon aus, daß Vorgänge der Präferenzbildung grundsätzlich in eine
mikroökonomische Theorie der Institutionenbildung integriert.werden sollten,
statt daß dies nur von Fall zu Fall (etwa bei der dynamischen Analyse von
Nutzeninterdependenzen oder von Werbewirkungen) geschieht.

III. Die ökonomischen Wirkungen bestehender Institutionen.
ü

Bevor anhand der beschriebenen Ansätze der ökonomischen Theorie Hypothesen
über die Entstehung von Institutionen entwickelt werden können, muß zuerst
die Frage geklärt werden, welche Wirkungen von Institutionen ausgehen, und
zwar aus folgenden Gründen: Wird ein Komplex von Regelungen ausgehandelt
oder durch Einzelentscheidung bewußt organisiert, so geschieht dies im Hin-
blick auf die Auswirkungen, die man sich davon erhofft. Somit werden die
Auswirkungen von Institutionen zum M o t i v ihrer Einführung. Durch
langfristig veränderte Umstände ändern sich allerdings diese Auswirkungen;
gleich, ob dies erwartet wurde oder nicht, bietet sich damit ein Anlaß,
diese Institutionen wiederum zu verändern oder abzuschaffen. Auch wenn
der Mechanismus der Genese von Institutionen nicht ein "institutional
choice" dieser Art ist, so entsteht bei langfristiger Veränderung der Funk-
tionsbedingungen der Institutionen doch ein Druck in Richtung auf Verän-
derung, der sich auf dem Wege individueller Adaptation (z.B. zunehmende
Devianz) oder neuartiger Strategiebindungen dominierender Gruppen in
institutionellen Wandel umzusetzen vermag. Institutionen wirken sich über
ihren Einfluß auf das individuelle Verhalten ungefähr wie folgt aus, wenn
man sich an die übliche Begriffsbildung der mikroökonomischen Theorie
anlehnt:
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Institutionen

1. "Normen"

v
Sanktionen

2. "Werte"

3. Wissen

Ausprägung auf der Ebene
individuellen Verhaltens

Restriktionen

Präferenzen

Informationsstand <r

Sonstige
Verhaltensdetermi nanten

Ressourcenbestand

Verhalten der
"übrigen Gesellschaft"

Technologische
Möglichkeiten

Veranlagung

Nicht-geselIschaftliche
Umweltfaktoren

Individuell erworbenes
Wissen

Das Schema erhebt keinen Anspruch auf eine Neuformulierung ökonomischer
Verhaltenstheorie, sondern illustriert nur, wie sich die Komponenten von
Institutionen, die einem sozialen System zugeordnet sind, in den indivi-
duellen Verhaltensdeterminanten niederschlagen. Die Verhaltensnormierung
durch Institutionen besteht erstens in der Aufrichtung von Sanktionen
gegenüber inkonformem Verhalten, stellt das Verhalten also unter zusätz-
liehe Restriktionen. Sie besteht zweitens in der Internalisierung von
Werten, welche Verhaltensaspekte intrinsisch, also ohne Rücksicht auf
die Konsequenzen, lohnend macht; dies drückt sich in der Bewertung von
Handlungsalternativen aus, ist also Bestandteil der Präferenzen (auf-
gefaßt als Dispositionseigenschaften, welche die latente Vorzugswürdig-
keit von Handlungsalternativen ohne Rücksicht auf deren objektive Ver-
fügbarkeit beschreiben). Die Sozialisierung eines Individuums umfaßt
aber nicht nur diese Indoktrinierung, sondern auch die gesellschaftliche
Vermittlung von Standardwissen. Deshalb ist der Wissensaspekt der Insti-
tutionen als dritte Komponente mit aufgeführt, auch wenn er nicht auf der glei-
chen Unterscheidungsebene liegt wie die beiden anderen Komponenten.
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Institutionen steuern ferner situationsabhängige Kommunikationsvorgänge,
so daß auch der aktuelle Informationsstand eines Individuums durch ihre
Existenz beeinflußt wird. Präferenzen sind ferner nicht nur von bloßen
Wertungen abhängig, sondern enthalten auch Vorstellungen instrumenteller
Art, z.B. über die Eignung von Produkten für Verwendungszwecke; somit
gehen auch Informationen in sie ein. Für unsere Zwecke ist es zweckmäßig,
neu auftauchende Informationen als selbständigen Einflußfaktor aufzufüh-
ren und anzunehmen, daß sie nur die Vorstellungen, die das Subjekt von
den Restriktionen hat, beeinflussen. Das Problem der Entscheidung für
eine Verhaltensweise muß dann stets so formuliert werden, daß neu auftau-
chende instrumentelle Vorstellungen das subjektive Bild der Restriktionen
beeinflussen. Beispiel: Produkteigenschaften spiegeln sich nicht in den
Präferenzen für Produkte, sondern in den Technologien zur Produktion
höherer Güter mit Hilfe von marktgängigen Produkten '. Die im Schema auf-
geführten "sonstigen Verhaltensdeterminanten" sind etwas willkürlich zuge-
ordnet, um hervorzuheben, daß die Institutionen nur einen Einfluß neben
anderen darstellen, es sich eben nicht um den regel- und rollengebundenen
homo sociologicus handelt, dessen Verhalten für institutionellen Wandel
kaum Raum läßt. Die Wirkungsweise der so abgeleiteten Verhaltensdeterminan-
ten kann man sich nun in roher Form ungefähr folgendermaßen vorstellen:

Informationsstand

l
Restriktionen

T
Handlungsalternativen und deren
Konsequenzen

Alternativen der Informationsbeschaffung

Rückkoppelung

Präferenzen

l
Nutzen und Kosten
der Handlungs- und
Informationsalternativen

T
Entscheidung
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Demnach ist bei der Einführung von Institutionen zunächst zu prüfen, wie
sie die Restriktionen, denen das Handeln unterliegt, verändern; dies des-
halb, weil bei neuartigen Regelungen Wirkungen auf die Werthaltung der
Betroffenen allenfalls langfristig auftreten und weil grundsätzlich schwer
beobachtbare Faktoren wie die Präferenzordnung von Personenkategorien und
ihr Informationsstand erst in zweiter Linie zur Erklärung heranzuziehen
sind. Auch wenn zuerst nur die Veränderungen von Restriktionen überprüft
werden, so sind dabei dennoch die typischen Präferenzen der Betroffenen
zu unterstellen, etwa in Form von Zielvariablen, an denen sie ihren Erfolg
zu messen geneigt sind. Zumeist sind nur so Ergebnisse anzuleiten, die ge-
nügend eindeutig ausfallen, z.B. Behauptungen über die Richtung der Verän-
derung bestimmter Größen in Reaktion auf eine Veränderung von Lagepara-
metern. In den typischen Präferenzen kommt das Ergebnis der besonderen
Sozialisierung bestimmter Bevölkerungsschichten oder Berufsstände zum Aus-
druck, z.B. eine professionelle Ethik. Bei sehr langfristiger Betrachtung
können auch Änderungen in diesen Werthaltungen berücksichtigt werden; so
mag sich etwa der Grad der Internalisierung bestimmter Normen und damit
die yerhaltensregulierende Kraft einer Institution (der Grad ihrer "Institu-
tionalisierung") verändert haben. Bei Änderung von Restriktionen verän-
dern sich die expliziten oder impliziten Preise: Das Opfer, welches an
bestimmten Zielvariablen gebracht werden muß, um eine Verbesserung bei
anderen Zielen zu erreichen, wird größer oder kleiner; das hat eine Sub-
stitution zur Folge, bei welcher das verteuerte Ziel weniger als bisher
verfolgt wird. Ein bekanntes Beispiel ist die vermehrte Verfolgung nicht-
pekuniärer Ziele, wenn die Verfolgung von Einkommenszielen durch neue
Regelungen erschwert wird. Bei gleichbleibenden Institutionen werden Ände-
rungen in den Weltmarktverhältnissen (Faktor "übrige Gesellschaft")
oder in der relativen Knappheit von Ressourcen zu Verhaltensweisen füh-
ren, deren Auswirkungen nicht mehr mit der ursprünglichen Zwecksetzung
der Institutionen übereinstimmen. Zunehmende Bevölkerung kann so bei
Gemeineigentum an Weideland infolge konkurrierender Einzelnutzung zu
einer Überweidung, also zu einer Senkung der Durchschnittserträge des
Bodens führen, die über die Wirksamkeit des Ertragsgesetzes noch hinaus-
geht - ein gleichfalls vielzitiertes Beispiel
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Die besondere Rolle des Informationsstandes und der Möglichkeiten der
Informationsbeschaffung läßt sich relativ gut abklären, wenn Anhalts-
punkte über die Informationskosten und deren Veränderung vorliegen.
Negative Sanktionen (Strafandrohungen in Form möglicher staatlicher
Strafverfolgung oder privater Schadenersatzforderungen) sind dann wenig
wirksam, wenn die Informationen über Normverletzungen nur unter hohem
Aufwand zu erlangen sind. Institutionen schlagen dann - gemessen an der
Wahrscheinlichkeit devianten Verhaltens - wenig auf das faktische Ver-
halten durch; einzelwirtschaftlich kann das sich darin äußern, daß be-
stimmte Rechte wegen der hohen Kosten ihrer Durchsetzung wenig wert sind.
Neue Anreize, d.h. relative Preise in Form von Vorteilen für bestimmte
Verhaltensweisen, können solche institutionellen Defekte ausgleichen, .
z.B. kann der Inhaber von Ertragsrechten diejenigen Personen an seinen
Erträgen beteiligen, die durch ihre Aktivitäten hierauf Einfluß haben
(neues Institut der Ertragsbeteiligung von Mitarbeitern). Die zu unter-
suchenden Wirkungen sind naturgemäß sehr vielfältig; bestimmte Denkrich-
tungen neigen dazu, bestimmte Wirkungen in den Vordergrund zu stellen.

% j'

Es fällt auf, daß sich die Property-Rights-Schule fast gänzlich auf die
allokativen Wirkungen (und zwar im engeren Sinne von effizienter Ressourcen-
nutzung) beschränkt, während die"theoretischen Neoinstitutionalisten" die
direkte Zuweisung von Rechten und damit die einfachsten distributiven

07)

Effekte in den Vordergrund stellen ;. Es ist also keineswegs eine zwangs-
läufige Folge des hier vorgestellten Ansatzes, daß Distributions- und
damit Machtaspekte vernachlässigt werden; hierzu kam es vielfach wohl nur
durch die ursprüngliche Verquickung des Property-Rights-Ansatzes mit der
durch Coase ausgelösten Externalitätendiskussion im Rahmen der paretiani^
sehen Wohlfahrtsökonomie. Eine ökonomische Theorie der Wirkung von Insti-
tutionen aber muß sich schon deshalb mit Verteilungsaspekten befassen,
weil die Auswirkung von Institutionen von der bei Einführung der Institu-
tion vorhandenen Verteilung von Rechten (und damit von Einkommen, Ver-
mögen und "Macht") abhängt. Man bedenke etwa die Auswirkungen von Marxens
"ursprünglicher Akkumulation das Kapitals" auf den Industrialisierungs-
prozeß, oder die Auswirkungen der 1948 vorhandenen Vermögensverteilung
auf die Entwicklung im Gefolge der Einführung der Marktwirtschaft in
Westdeutschland. Schließlich kann man auch nicht an der Tatsache vorbei-
gehen, daß es Institutionen gibt, die vordringlich oder ausschließlich
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der Umverteilung dienen - allerdings mit Nebenwirkungen auf Anreize und
Produktivitätsentwicklung, die ebenfalls untersucht werden können.

IV. Die Entstehung und Änderung von Institutionen.

Erfaßt man die Wirkungen bestehender Institutionen, so hat man damit eine
Grundlage gewonnen, um ihre Funktionalität bzw. Dysfunktionalität zu be-
urteilen. Dieses Urteil bezieht sich immer auf Gesichtspunkte, welche die
Überlebensfähigkeit eines sozialen Gebildes charakterisieren. Gleichblei-
bende Funktionserfüllung kann die P e r s i s t e n z von Institutionen
erklären - entweder aus unveränderten Wirkungen oder aus durch neue Um-
stände veränderten, aber funktionell weiterhin erwünschten Wirkungen.
Im Grunde genommen erfordert also auch ein funktionalistischer Ansatz
eine Wirkungsanalyse, und diese muß Verhaltenseffekte ableiten und aggre-
gieren, um Hypothesen über gesellschaftliche Auswirkungen bilden zu kön-
nen. Veränderte Umstände, unter denen Institutionen wirksam werden, führen
aber auch zu funktionalen Ungleichgewichten, welche institutionelle Anpas-
sung oder eben soziale Desintegration zur Folge haben. Diese tautologi-
sche Feststellung zeigt, daß Situationsänderungen eine notwendige, aber
nicht unbedingt eine hinreichende Bedingung für den Wandel der Institu-
tionen darstellen. Eine gesicherte Anpassung der Institutionen setzt
daher voraus, daß die Situationsänderung Trans mi ssionsmechanismen akti-
viert, welche dann zur Herausbildung neuer Institutionen führen. Wir
wollen daher auslösende Situationsfaktoren und Transmissionswege für
institutionelle Änderungen unterscheiden.

1. Primäre und sekundäre Institutionen.

Ob man nur von Veränderung vorhandener Institutionen spricht oder von
der Entstehung neuer Institutionen, hängt vom Ausmaß der Änderungen ab,
also von einem Umschlagen der "Quantität in die Qualität". Man wird von
neuen Institutionen sprechen, wenn etwa Regelungen in einem Bereich ein-
geführt werden, der bisher solchen Regelungen nicht unterlag (Beispiel:
Ein Wirtschaftszweig wird einer neuen Regulierungsbehörde unterstellt).
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Man wird von Änderungen sprechen, wenn etwa Vorschriften verschärft oder
abgemildert werden, z.B. Grenzwerte für bestimmte Emissionen. Offensicht-
lich gibt es im Zwischenbereich zahlreiche Grenzfälle. Die Unterscheidung
wäre daher ohne Belang, wenn man nicht zwei recht verschiedene Fragestel-
lungen formulieren könnte:

Man kann "statisch" danach fragen, unter welchen typischen Umständen denn
eine bestimmte Institution überhaupt zu entstehen pflegt,
oder man kann "komparativ-statisch" danach fragen, welche Ä n d e r u n g
der institutionellen Umgebung und Transmissionsmechanismen von Situations-
faktoren bestimmte Verschiebungen im institutionellen Gefüge nach sich zieht
oder solche Verschiebungen erklärt.
Die erstere Fragestellung wird eher bei besonders grundlegenden Institutio-
nen angewandt werden, d.h. solchen, welche die ihnen nachgeordneten insti-
tutionellen Details besonders stark präjudizieren; die zweite eher bei im
Vergleich zu solchen "primären" eher "sekundären" Institutionen. Hinsicht-
lich des primären oder sekundären Charakters von Institutionen muß zwischen
der Sachfrage der Tragweite der Institutionen und ihrer Rolle im Erklärungs-
schema unterschieden werden. Diese Rolle kann man sich wie folgt vorstellen:

Primäre
Institutionen PI

Si™sfa ktoren S *Transmissionsweg T

Diese Fragestellung kann sich auf mehrere Sequenzen von Institutionen
beziehen, von denen die einen aus den anderen durch Hypothesen über die
Transmissionswege u.dgl. hergeleitet werden. Neben solchen quasilogischen
Prioritäten zwischen Institutionen gibt es auch zeitliche Prioritäten
früherer institutioneller Zustände, vor allem, wenn es um historische
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Erklärungen geht. Die sachliche Priorität der Institutionen größerer Trag-
weite ist uns bei solchen Herleitungen wohl am ehesten vertraut ':

Verfas-
sungs-
rahmen PL

Politische—> Gesetz- j» Gesetz SI,
Konstel- gebungs-
lation S-, prozeß

\
Markt- ^Private >Privatwirtschaft!
konstel- Verträge T ? Organisations-
lation S„ form SI„

Die Existenz von Institutionen, welche vom Erklärungszweck her gesehen
"primär" sind, wird stets vorausgesetzt werden müssen - wobei die Frage, wie
weit auf logisch oder historisch besonders "ursprüngliche" Zustände und
Institutionen zurückgegriffen werden kann, hier ausgeklammert sei. Nur die
beiden Gruppen von Bestimmungsgründen für institutionelle Neuerungen oder
zusätzliche Institutionen sollen im folgenden einigermaßen systematisch
abgehandelt werden, ohne daß man sie auch nur annähernd erschöpfend auf-
listen könnte.

2. Auslösende Situationsfaktoren.

Der Klarheit halber gehen wir von der statisch-komparativen Fragestellung
aus und»fragen dann, welche Faktoren den "Wert" von Institutionen verän-
dern; es sind die gleichen Faktoren, die auch den Wert potentieller neuer
Institutionen beeinflussen. Unter Wert wird dabei der Nutzen verstanden,
den Individuen aus dem Bestehen einer Regelung im Vergleich zu ihrer Ab-
schaffung oder Veränderung ziehen. Für Individuen in unterschiedlicher
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sozialer Lage wird dieser Nutzen nicht gleichartig sein, so daß auch
gezeigt werden kann, wie Konflikte um eine Neuordnung entstehen oder
sich verschärfen bzw. abschwächen. Sicher entstehen viele Institutionen
durchaus gegen die Interessen eines - eventuell großen - Teils der Be-
troffenen. Beispiel: die Enteignung gemeinsamer Nutzungsrechte durch
das "enclosure movement" in England '. Der Nutzen einer institutionel-
len Innovation besteht darin, daß sie Aktivitäten, insbesondere Trans-
aktionen (darunter auch bloße Transfers) ermöglicht, welche den Nutzen
der Beteiligten stärker erhöhen als die mit der Funktionsweise der In-
stitution verbundenen Transaktionskosten. Dieses sehr formale heuristi-
sche Prinzip ist auf Klassen von Individuen mit jeweils homogenen Inter-
essen anzuwenden (vgl. den oben erwähnten Begriff des Interesses, S. 10);
es dient nur dazu, mögliche Einflüsse auf diese Nutzen- und Kostengrößen
aufzuspüren. Dabei sind zu unterscheiden: Einflüsse, welche die Wünschbar-
keit einer Institution verändern, und solche, welche die mit ihr verbun-
denen Kosten verändern. Eine Erhöhung des durchschnittlichen Reallohnes
kann z.B. durch den Nachfrageeffekt der Wohlstandserhöhung neuartige
Transaktionen wie den Abschluß von Versicherungsverträgen lohnend machen;
das erfordert aber neue Regelungen, die es ermöglichen, große und leistungs-
fähige Versicherungsunternehmen zu gründen. Höhere Reallöhne verteuern
aber zugleich personal intensive Dienstleistungen und damit manche Katego-
rien von Transaktionskosten. Das führt dazu, daß manche Regelungen nur
schwer auf ihre Einhaltung hin überwacht werden können. Gerade auf den
Abschluß und die Durchführung von Versicherungsverträgen, also auf das
Betreiben von Versicherungsunternehmungen, trifft dieses zu, so daß dieser
"Substitutionseffekt" den Nachfrageeffekt überwiegen könnte. Fortschritte
in der Kommunikations- und Kontrolltechnik können aber diese Verteuerung
wiederum überwinden.

Wohlstandsniveau, relative Faktorknappheiten und Stand des technischen
Wissens sind somit wichtige Einflüsse auf den Nutzen von Institutionen
und auf die mit ihrer Funktionsweise verbundenen Kosten. Änderungen der
Faktorangebote und Güternachfragen und damit der.Preisrelationen gehen
aber auch auf Präferenzänderungen zurück, also Änderungen in den Wert-
haltungen der Bevölkerung. Diesen Faktor wird man auch deshalb heranziehen
müssen, weil die Funktionsweise von Institutionen ja auch über die Inter-
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nalisierung von Normen läuft: Kann man sich darauf verlassen, daß der
Einzelne sich die pflegliche und damit kostenverursachende Behandlung
kollektiven Eigentums zu eigen macht, so können die Strafvorschriften
für die Reinhaltung von öffentlichen Einrichtungen milder ausfallen
und die Organisation der Überwachung sowie der Reinigung solcher Ein-
richtungen kann lockerer und sparsamer gestaltet werden. Es ist ja auf-
fallend, wie unterschiedlich das free rider-Verhalten gegenüber der Rein-
lichkeit von öffentlichen Plätzen und Parks in Ländern ist, die sich hin-
sichtlich Wohlstandsniveau, Stand der Technik und Preisgefüge recht wenig
unterscheiden. Der "Wertewandel" sollte allerdings nicht vorschnell als
Einflußfaktor bemüht werden, da man natürlich alles und jedes mit "verän-
derten Einstellungen" in Zusammenhang bringen kann. So ist die zunehmende
Sauberkeit des Stadtbildes von Singapore dem aufmerksamen Beobachter leicht
erklärlich; wenn er die Hinweisschilder beachtet, welche Verschmutzer mit
enorm hohen Strafen bedrohen, so braucht er nicht Veränderungen im Charak-
ter der Bevölkerung anzunehmen.

Wie bei den Wirkungen bestehender Institutionen, so ergibt sich auch ein
Interesse' an ihrer Veränderung aus dem Wandel der äußeren Umgebung des
Sozial Systems. Durch H. Demsetz ist eine Neuinterpretation des Übergangs
der Labrador-Indianer zum Individualeigentum bekannt geworden '. Die Aus-
dehnung des Pelzhandels in diese Region hinein erhöhte den ökonomischen
Wert von Tierpelzen und führte zu einem erhöhten Interesse an der Jagd nach
Pelztieren. Bei Gemeineigentum hätte dies zu einer "überjagung" und damit
einer Abnahme des Wildbestandes geführt; das war nur vermeidbar durch über-
wachte Regulierung der Jagd, freiwillige "internalisierte" Zurückhaltung
trotz stärkster ökonomischer Anreize oder eben durch Zuweisung exklusiver ~~
Jagdrechte an einzelne Familien. Das Beispiel zeigt zugleich, wie oft über-
sehen wird, die Übernahme einer Institution aus fremden Sozial Systemen.
Solcher Kulturtransfer geschieht nicht durch zivilisatorische Ansteckung,
sondern, weil ein verbreitetes - oder auch nur ein dominierendes - Inter-
esse an der Übernahme von Institutionen besteht. Diese werden dabei auch
in für die besondere Situation geeigneter Weise abgewandelt, gehen also
durch einen transformierenden "kulturellen Horizont" hindurch, der aus
den Normen, Werten, Kenntnissen, Ressourcen des aufnehmenden Sozialsystems
besteht, also auf der Mikroebene aus den Präferenzen und Restriktionen,
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welche die Entscheidungen der Individuen bestimmen. Wertwandel ist dann oft
eher die Begleiterscheinung umfangreicher institutioneller Veränderungen als
deren Ursache.

Die Trennung der verschiedenen Situationsfaktoren ist im konkreten Fall
nicht einfach. Mit zunehmender Erschließung einer Region ändern sich die
Knappheiten der dort vorhandenen natürlichen Ressourcen; geht dies Hand in
Hand mit neuen Techniken der Nutzung solcher Ressourcen, so muß sich ein
starker Druck in Richtung institutioneller Veränderung ergeben. Die zuneh-
mende Verknappung einer Ressource macht es lohnend, Eigentumsrechte an die-
ser zu fordern, zu überwachen und durchzusetzen. Werden zudem Techniken ver-
fügbar, mit deren Hilfe man andere von der Nutzung leichter ausschließen kann
als bisher, so wird die Etablierung und Durchsetzung solcher Rechte noch-
mals attraktiver gemacht '. Andere Institutionen werden durch die technische
Entwicklung redundant. In der Bundesrepublik ist so das öffentlich-rechtliche
Rundfunkmonopol bedroht, weil durch neue Techniken eine Konkurrenz vieler
Programmtrager möglich geworden und die Begründung aus dem natürlichen Mono-
pol, die sich aus der Knappheit der Sendefrequenzen herleitet, hinfällig
geworden ist. Man kann dies als eine Produktinnovation auffassen, welche
Substitutionskonkurrenz ermöglicht. Die Entwicklung neuer Produkte wird
stark von den bestehenden Regelungen beeinflußt, so vom Wettbewerbs- und
Patentrecht. Wenn der Nutzen aus Patentmonopolen abnimmt und die Forschungs-
und Entwicklungskosten zunehmen - infolge von Faktorpreisentwicklungen oder
einem hypothetischen Mangel an Basiserfindungen - so entsteht ein Interesse
an institutioneller Innovationsförderung. Es könnte etwa der Wettbewerbs-
schutz für neuartige Produkte verstärkt werden, ihre Marktzulassung erleich-
tert, die Produkthaftung der Produzenten abgeschwächt werden usw. - falls
dem nicht wiederum eine erhöhte Nachfrage nach Produktsicherheit entgegen-
steht.

ökonomisch naheliegend ist die Wirkung veränderter Knappheiten und damit
Preisrelationen. Schon hat die Verknappung der mineralischen Rohstoffe
einen Grad erreicht, der Bemühungen der verschiedenen Staaten um die Spezi-
fizierung von Eigentumsrechten am Kontinentalsockel und um eine nationale
"Wirtschaftszone" in den Ozeanen hervorgerufen hat. Das Kollektiveigen-
tum an den Ozeanen und die Freiheit der Meere entspricht nicht mehr den
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ökonomischen Knappheiten. Je wichtiger die exklusive Bodennutzung für den
Eigentümer wird, umso unerwünschter sind auch Nutzungsrechte, die dem ent-
gegenstehen, z.B. das sehr alte spanische Durchzugsrecht für Schafherden.
Werden solche Institutionen abgeschafft, so werden damit allerdings die
bisherigen Rechtsinhaber geschädigt.

Institutioneller Wandel hat also stets auch distributive Folgen. Es ist
deshalb auch möglich, daß sich verstärkende distributive Interessen zur
Schaffung neuer Institutionen mit vornehmlich distributiven Funktionen
führen. Zunehmende Ungleichheiten oder zunehmende Nachfrage nach sozialer
Sicherheit mit zunehmendem Wohlstand führen zur Entstehung unserer bekann-
ten sozialpolitischen Institutionen und zur redistributiven Umgestaltung
anderer Einrichtungen, vor allem des Steuersystems. Der bestehende Ver-
teilungskonflikt kann dabei abgemildert sein eben durch ein Interesse der
Schichten, welche durch die neuen Transfers verlieren, an sozialem Frieden
und durch intrinsisches Interesse am Wohlergehen aller Mitbürger:
Einsparung an Kosten und Risiken der Eigentumssicherung, erhöhter Nutzen
aus altruistischer Motivation.

3. Transmissionswege bei geregelten Zuständigkeiten.

Liegen auslösende Faktoren der genannten Art yor, so ergibt sich ein Druck
in Richtung auf institutionelle Änderungen. Bei sekundären Institutionen
recht niedriger Stufe kann die Änderung einfach durch Entscheidungen von
Rechtsträgern eingeführt werden. Solche organisatorischen Wahlakte können
aus vertraglichen Abmachungen (Gründung von Vereinigungen) oder aus Ent-
scheidungen eines als Autorität zuständigen Akteurs (Unternehmensleitung)
bestehen. Die institutionellen Restriktionen, zu denen eben auch die
Regelung dieser Zuständigkeiten gehört, sowie die ökonomischen Nebenbe-
dingungen, z.B. die Eigenart der herzustellenden Güter, werden dann,
zusammen mit den Zielsetzungen des homogenen Akteurs oder einem Ziel-
kompromiß bei heterogenen Akteuren, die Wahl der organisatorischen Formen
bestimmen. So hat Martin ' untersucht, welche Folgen für die Organisa-
tionsform des Rundfunks die niederländische Regelung hatte, nach welcher
nur nicht-gewinnorientierte Vereinigungen Senderechte erhalten können.
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Die theoretischen Erwartungen, daß Mitglieder für solche Vereinigungen
nur gewonnen werden können, wenn noch ein besonderes Produkt neben der
öffentlichen Rundfunksendung geboten wird, und daß bei nicht-gewinn-
orientierten Sendern die Programme ihrer Art nach stärker streuen als
bei kommerziellen Sendern, haben sich bestätigt. Bekannt ist die Nutzung
von Rechtsvorschriften durch Private in einem Sinne, den der Gesetz-
geber nicht beabsichtigte. So wurde die Gesellschaft mit beschränkter
Haftung nicht zur Kapital gesellschaft'des kleinen Mannes, sondern oft
zur Rechtsform der Holdinggesellschaft eines Konzerns. So erfanden Kredit-
geber das Institut der Sicherungsübereignung unter Anwendung von eigen-
tumsrechtlichen Vorschriften des BGB, die für ganz andere Fälle ersonnen
worden waren. Selbst eine kodifizierte Rechtsordnung zeigt eine große
Plastizität, welche den Spielraum für individuelle Entscheidungen über

organisatorische Formen erweitert.Wirtschaftspolitisch bedeutsam sind
die privaten Substitutionsformen, die bei staatlichen Auflagen und Ein-
schränkungen der Vertragsfreiheit zustande kommen. Erschwerungen der
Auflösung eines Vertragsverhältnisses (z.B. bei Miet- oder Arbeitsver-
trägen) bedeuten erhöhte Kosten solcher Verträge, welche gegen die
Kosten alternativer Vorkehrungen abzuwägen sind: Es werden mehr Infor-
mationskosten vor Vertragsschluß aufgewendet; es wird mehr potentiel-
les Angebot (umbauter Raum) anders genutzt (gewerbliche Nutzung, Eigen-
nutzung); potentielle Nachfrage wird auf Substitute gerichtet (mehr
Fremdbezug statt Herstellung mit eigenen Arbeitern); innerbetrieblich
wird der Arbeitseinsatz flexibler gehandhabt '.

Die Befriedigung von Bedürfnissen der Institutionalisierung geschieht —
auch bei grundlegenderen Institutionen durch einseitige Festlegung,
wenn eine Autorität vorhanden ist (und auf den nachfolgenden Stufen
entsprechende Hierarchien). Methodisch entspricht diese Zuständigkeit
einer Herrschaftsinstanz dem oben auf Seite 8f.dargestellten Modell
der hierarchischen strategischen Bindung. Das Modell einer ganzen Rang-
folge hierarchischer Einzelentscheidungen müßte aber, um der Realität
näherzukommen, abgewandelt werden in eines mit: nur wenigen hierarchi-
schen Stufen, auf deren letzter die große Masse der Wirtschaftssubjekte,
die keine autoritären Befugnisse haben, angesiedelt wäre.
Autoritäre (staatliche) Entscheidungen dieser Art, bei denen die höchste



- 25 -

Instanz über die zu erwartenden Anpassungsentscheidungen der anderen
Instanzen voll informiert ist, sind aber bei größeren und komplexeren
Sozial Systemen wenig plausibel, da dort die nötigen Informationen fehlen
dürften. Optimale Sanktionen gegenüber untergeordneten Stellen können
dann auch nicht spezifiziert werden. Als Ausweg bietet sich ein nicht
sehr scharf umrissener Zuständigkeitsbereich von "Lehnsmännern" an,
der gegen bestimmte Leistungen von der übergeordneten Stufe zugewiesen
wird: feudalistischer Typus von Zuständigkeiten '. Die Rolle der zen-
tralen Instanz wird dabei umso ausgeprägter sein, je weiter die Tech-
niken zur Überwachung untergeordneter Instanzen und zur Ausübung physi-
scher Gewalt entwickelt sind. Je leichter der Zentral Staat redistribu-
tive Entscheidungen durchsetzen kann, umso größer werden auch die Risiken,
mit denen dezentrale feudale Rechte behaftet sind und umso mehr werden
diese abgeschwächt werden in Richtung einer bloßen Amtsausübung. Das
Interesse der Zentralinstanz an der Produktivität der Gesamtwirtschaft
führt dann dazu, daß den Bürgern verstärkte Eigentumsrechte zugestan-
den werden und schließlich auch Rechte zur Kontrolle der Amtsinhaber
- womi<t der Staat dann zu;einer parlamentarischen Demokratie tendieren
würde. Als Ausgangspunkt der Entstehung solcher Staatsformen und ihrer
Veränderung wird oft ein kriegsähnlicher mehr oder minder anomischer
Zustand mit großer persönlicher Unsicherheit und geringer Produktivität
angesehen '.

Typisch für eine staatlich eingeführte Institution ist etwa die Standar-
disierung der Geldeinheit durch das Münzgeld, interpretiert als eine
autoritäre Gewährleistung der Tauschmittelqualität '. Auch redistribu-
tive Einrichtungen werden oft durch staatliche Ordnungsmaßnahmen geschaf-
fen oder doch wenigstens gestützt, z.B. durch die Regelung des Eintritts
in sonst freiwillige Berufsverbände, die monopolistische Funktionen
haben37).

Umstrittener als diese einzelnen staatlichen Entscheidungen sind die-
jenigen Vorgänge, die zur Veränderung der staatlichen Institutionen selbst
im Zusammenspiel mit technologischer, markt!icher und Bevölkerungsentwick-
lung geführt haben. Einzelne Schritte dieser Art, wie etwa die Liquidie-
rung von Resten quasi feudal er Zustände durch Landreformgesetze '» 'lassen
sich relativ gut analysieren; jedoch große historische Sequenzen müssen
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von der Variationsbreite der Einzelfakten stark abstrahieren, um zu einem
Model! institutionellen Wandels zu gelangen. Nur mit solchen Vorbehalten
kann beispielsweise die Entwicklung der sogenannten Westlichen Welt von
ca. 1100 n. Chr. bis 1800 n.Chr. nach dem Mode!! von Douglas und North '
interpretiert werden. Eine "allgemeine" Theorie staatlichen und damit ver-
bundenen eigentumsrechtlichen Wandels krankt offensichtlich daran, daß es
sich kaum um repetitive Erscheinungen handelt. Auffällig ist immerhin, daß
in der Entstehung und Entwicklung der antiken Stadtstaaten und ihrer wirt-
schaftlich-politischen Institutionen einige analoge Abfolgen konstruiert
werden können '.

Der Staat, der "institutionellen Wandel anordnet" K gehört einerseits
als Akteur zur Umgebung, in der institutionelle Arrangements entstehen,
andererseits ist er selbst ein sich wandelnder Komplex solcher Arrangements.
Selbst wenn man sich nur mit der staatlichen Schaffung von Institutionen
beschäftigt, muß die bestehende Staatsform berücksichtigt werden, weil
sie den politischen Entscheidungsprozeß definiert, durch den die Wahl
von Institutionen getroffen wird. In der parlamentarischen Demokratie

••i

mit einem gleichfalls institutionalisierten Parteiensystem vollziehen sich
42}

diese Entscheidungen auf andere Weise als im Einparteienstaat ' . Je spezi-
fischer die betroffenen Interessen, desto eher wird auch eine organisierte
Einflußnahme auf institutionelle Entscheidungen des Staates stattfinden,
zumal wenn etwa die informative Rolle von Verbänden im Gesetzgebungsprozeß
informell oder ausdrücklich verankert ist. Ein Wirtschaftszweig, der Regu-
lierungen und Auflagen unterliegt, wird auf die ihn betreffenden Normen
Einfluß zu nehmen versuchen, z.B. auf den Zulassungsmodus für seine Produkte;
Die Normenproduzenten (Legislative, verordnungsgebende Instanz) verfolgen
bei der Befriedigung der öffentlichen Nachfrage nach Regulierungen ihre
eigenen Ziele unter unvollkommener Information. Daraus ergeben sich die
schon bei A. Downs beschriebenen Vorgänge ', die sich denn auch auf
institutionelle Entscheidungen im besonderen übertragen lassen und zur
Erklärung historischer Fälle herangezogen werden können '. Die Entschei-
dungsinstanzen haben dabei auch divergierende Interessen abzuwägen, z.B.
indem sie bei potentiellen Externalitäten Haftungs- oder Entschädigungs-
rechte zuweisen und die Durchsetzungsbedingungen für solche Rechte ver-
ändern. Unterschiedliche Macht- und Einflußpositionen werden für den
Ausgang solcher Entscheidungen bedeutsam'sein, wie sich aus Untersuchungen
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solcher Entscheidungsfälle immer wieder ergibt '. Die Theorie institu-
tionellen Wandels ist hier gleichzusetzen mit der neuen politischen Ökono-
mie der Gesetzgebung.

4. Informelle Transmissionswege.

Ist der Entscheidungsprozeß selbst nicht institutionalisiert, so ist die

Erklärungsaufgabe insofern schwieriger, als auf Abstimmungsprozesse und
ähnliche Einengungen des Entscheidungsmodus nicht zurückgegriffen werden
kann. Dennoch sind Erklärungen aus zunehmender Konvergenz individuellen
Verhaltens und aus kollektiver Aktion möglich. Geht es um die Abschaffung
einer Norm, so kann diese durch zunehmende individuelle Devianz zustande
kommen. Voraussetzung hierfür ist abnehmendes Interesse an der Normbefol-
gung und damit an der Sanktionierung von Abweichungen: Der Nutzen, den norm-
gerechtes Verhalten für Betroffene abwirft, kann abnehmen; oder die Kosten
der Verfolgung von Abweichlern, z.B. Kosten der Aufspürung, können zuneh-
men; oder der Nutzen aus normwidrigem Verhalten für die Übertreter kann
zunehmen. Der Grad der Internalisierung der Norm nimmt durch das Bewußt-
sein, daß immer weniger Menschen daran festhalten, dann ebenfalls ab,
was den Prozeß noch verstärkt, bis die Norm schließlich redundant gewor-
den ist. Die Übergänge zur kollektiven Aktion sind fließend, da es organi-
sierte Devianz als Mittel gewollter institutioneller Veränderungen gibt.
Die Nichtbefolgung bestimmter Gesetze wird verabredet und öffentlich pro-
pagiert, bis die zuständigen Instanzen die Gesetze nicht mehr anwenden
oder der Gesetzgeber sie zurücknimmt. Dieser letztere formale Akt ist nicht
entscheidend, denn der Wandel ist in dem Moment eingetreten, wo Abweichun-
gen nicht mehr oder kaum noch verfolgt werden. Werden ganze Normkomplexe
von ganzen Bevölkerungsteilen nicht mehr hingenommen, weil starke redistri-
butive Interessen sich gegen das Normgefüge organisieren, so können aller-
dings deviante Subkulturen mit eigenen Gewaltzentren entstehen (amerika-
nische "claims clubs" des 19. Jahrhunderts, sizilianische Mafia). Auf die
Existenz solcher Gegen-Institutionen sei hier nur hingewiesen, weil sie
für Zustände sozialer Desintegration charakteristisch sind und damit eine
wichtige Quelle für die Zerstörung und die Neubildung besonders grundle-
gender Institutionen. Illegale Aktivitäten können die institutionelle
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Umgebung, besonders die Ausstattung mit ökonomischen Ressourcen, so stark

verändern, daß die gewandelte Umgebung Voraussetzungen für ganz neuartige

Institutionen bietet. Hicks hat darauf aufmerksam gemacht, daß als eine

der Voraussetzungen für die Institution des mit hochgradiger Arbeits-

teilung verknüpften Marktes unter anderem der spezialisierte Händler an-

gesehen werden muß, der aber sein Umschlagskapital nicht aus eben die-

ser Tätigkeit gewonnen haben kann, sondern eher aus vorangegangenen il-

legalen Aktivitäten '.

Die positive Entsprechung zunehmender Devianz ist die zunehmende Ver-

haltenskonvergenz , bei welcher von der bestehenden institutionellen Um-

gebung ermöglichte Verhaltensweisen sich so stark häufen, daß sie schließ-

lich als allein "normal" angesehen werden. Es entstehen Gewohnheiten

(Gewohnheitsrechte) und informelle Regelungen, die schließlich auch formal

zu Gesetzen erhoben werden. Die neue Norm ist aber bereits etabliert,

wenn Abweichungen von der habitualierten Verhaltensweise negative Folgen

für den Abweichler nach sich ziehen. Das bekannteste Beispiel hierfür

ist die Herausbildung eines Tauschmittels als "kurrenteste Ware" aus

einer Situation des Naturaltausches, der auch den indirekten Tausch über

die vorübergehende Inkaufnahme nicht zum Eigenverbrauch bestimmter Waren

umfaßt. Dies impliziert die Haltung von Vorräten zum Zwecke des Wieder-

eintauschens und bei solchen Vorräten werden diejenigen Waren bevorzugt,

über deren Qualität und Absatzmöglichkeiten die geringsten Unsicherheiten

bestehen. Ist eine Konzentration auf solche Waren mit informationellem

Vorteil einmal in Gang gekommen, so verstärken sich diese Vorteile, weil

dann die Sicherheit, daß solche Waren auch von anderen angenommen wer-

den, sich vergrößert. Dieser Vorgang läßt sich eindeutig als Maximierung

des Nutzens unter budgetärer Restriktion durch jeden einzelnen Tausch-

partner formulieren, wobei der Nutzen abhängt vom Erwartungswert des ein-

zutauschenden Güterbündels, der Variabilität dieses Bündels, und der
47}Qualitätsinformationen '. Die Notwendigkeit dieser Art von Geldtheorie

ist neuerdings wiederentdeckt worden, da die "Geldhaltung" nicht auf be-

stimmte Arten von Aktiva beschränkt sein muß, sondern Geldsubstitute

aller Art umfassen kann, Wirft die Haltung bisher akzeptierten Geldes

einen zu geringen Nutzen ab, so bilden sich andere Tauschmittel oder

auch ganze Spektren von Tauschmitteln heraus (Zigarettenwährung in der
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Inflation); die Vorteile der Geldhaltung müssen jedoch beträchtlich sein,
da selbst bei recht hohen Inflationsraten noch keine Repudiation des Geldes
einsetzt. Die Erklärung kann in Verbindung gebracht werden mit der Heraus-
bildung spezieller Handelsfunktionen; im Zuge der Erfüllung dieser Funktio-
nen tritt wiederum Konvergenz verschieden spezialisierter Händler auf ein
allgemein akzeptiertes Tauschmedium auf, welches dann aber vor allem Nut-
zen als Wertaufbewahrungsmittel haben müßte (vollkommen haltbar, leicht zu
speichern, zu teilen, zu verbergen) '. Die moderne geldtheoretische Dis-
kussion hat gezeigt, daß es hier nicht um eine banale Frage geht, sondern
um das Grundproblem, wie in einer generalisierten Tauschwirtschaft Garantien
für den Erhalt des Gegenwertes für hergegebene Güter institutionalisiert
werden können '. In vielen Erklärungen des Auftauchens neuer Institutionen
wird dieser Prozeß der Verhaltenskonvergenz offenbar nur implizit voraus-
gesetzt; denn vielfach werden nur veränderte Ressourcenknappheiten und
Techniken so beschrieben, als resultiere der institutionelle Wandel unmit-
telbar hieraus. Wenn nur die Anreize abgeleitet werden, die sich für einen
Übergang zu einem neuen institutionellen Arrangement ergeben, so ist das
aber schon der wichtigste Schritt, der konvergentes Verhalten initiiert.
Die sogenannte neolithische Revolution, also der Übergang vom Jäger-Sammler-
Dasein zur agrarischen Produktionsweise und damit zur Entstehung von parti-
kulärem Landeigentum wurde in dieser Weise skizziert als ein Vergleich des
Grenzprodukts der Arbeit in beiden Aktivitäten bei wachsender Bevölkerung
in einem Beitrag von D. C. North und R. P. Thomas '.

Charakteristisch für derartige spontane Formen der Entstehung von Institu-
tionen ist das Fehlen eines institutionellen Unternehmers, welcher eine
kollektive Aktion organisiert und den North als "action group", die even-
tuell nur eine Person umfaßt, bezeichnet '. Dieser Innovator bemerkt, daß
bestimmte neue organisatorische Formen für viele Interessierte einen Nutzen-
strom abwerfen würden,der die Kosten der Einführung der Neuerung übersteigt.
Sind keine wesentlichen Umverteilungen als Folge der Neuerung zu erwarten,
so läßt sich eine Anhängerschaft für diese Reform gewinnen, womit je nach
bestehendem politischem Rahmen die formelle Einführung der neuen Normen
initiiert wird. Gruppen, die negativ betroffen wären, könnten durch institu-
tionalisierte Kompensationen für die Änderung gewonnen werden. In der Aus-
drucksweise der Property-Rights-Analyse werden damit redistributive zu aus-
schließlich "produktiven" institutionellen Arrangements, welche Informations-
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kosten einsparen, Skaleneffekte ausnutzen, Risiken streuen, Externalitäten

internalisieren etc.

Dabei ist zu beachten, daß mit der rationalen Überlegung des Innovators

keineswegs alle redistributiven Institutionen ausgeschlossen sind, da es

bei altruistischer Motivation der Aktionsgruppe auch pareto-optimale Um-

verteilungen gibt. Ferner besteht keine vollständige Information über die

Folgen der Neuerung, vielmehr sind oft nur vage Vorstellungen vorhanden,

deren Lücken durch "Ideologien" überbrückt werden. Damit besteht ein Inno-

vationsrisiko, das für verschiedene Beteiligte unterschiedlich ausgeprägt

ist oder doch unterschiedlich wahrgenommen und eingeschätzt wird. Auch in

den Fällen, in denen das Pareto-Kriterium erfüllt ist, können ferner die

Beteiligten ihre Zustimmung von der Einräumung von Sondervorteilen abhän-

gig machen, vor allem wenn andere aus der Neuerung wesentlich größere

Vorteile ziehen als sie selbst. Koalitionen können sich bilden, welche

durch ergänzende Regelungen die Vorteile der Neuerung zu ihren Gunsten

umverteilt sehen möchten. Selbst die sogenannten produktiven Institutionen

bieten somit Anlaß zu Konflikten, die im Rahmen bestehender politischer

Institutionen und angesichts vorhandener Drohpotentiale ausgetragen wer-

den müssen. Nicht umsonst beziehen sich viele existierende Institutionen

ausdrücklich auf die Konfliktregelung, da die Austragung von Konflikten

mit hohen Kosten verbunden ist.

Man kann die Vermutung wagen, daß ein allgemein freiwilliger Konsens

unter Beilegung von Konflikten sich am ehesten bei kleineren sekundären

Institutionen herstellen läßt, während der Transmissionsweg einer all-

mählichen Verhaltenskonvergenz eher für das Auftauchen völlig neuer Insti-

tutionen typisch sein dürfte. Allerdings können diejenigen Änderungen von

Situationsfaktoren, welche, solange sie nur in geringem Umfang stattfin-

den, nur kleinere institutionelle Änderungen bewirkten, sich schließlich

so stark kumulieren, daß grundlegendere Änderungen zustande kommen. Die

bis dahin zustande gekommenen vielen kleinen Schritte stellen dann eine

Aushöhlung der bisherigen fundamentalen Institutionen dar und eine immer

stärkere Umgehung und Abwandlung derart, daß der Schritt der grundlegen-

den Änderung schließlich nicht mehr so bedeutsam ist. Die hohen Kosten,

großen Redistributionseffekte und die; bewußt geschaffenen institutionel-

len Hemmnisse (Existenz von Verfassungen), welche der Änderung der grund-
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legenden Institutionen entgegenstehen, führen dazu, daß solche Änderungen
oft erst mit Verspätung vorgenommen werden. Hinzu kommt die größere Ungewiß-
heit angesichts der weittragenden und komplexen Konsequenzen derartiger
Änderungen. Es dürfte daher nach wie vor ungeklärt sein, ob angesichts des-
sen ein Modell plötzlicher revolutionärer Brüche solche Änderungen besser
wiedergibt oder ein Modell, welches aufzeigt, daß bei ihrer Beseitigung
die alten Institutionen längst ausgehöhlt waren. An einem bekannten Bei-
spiel paraphrasiert: War die Sklaverei, als sie nach dem amerikanischen
Bürgerkrieg in den Südstaaten abgeschafft wurde, schon ohnehin durch die
Marktkonstellation - also durch steigende Kosten und sinkenden Nutzen der
Sklavenhaltung - überholt, oder änderte ihre Abschaffung in grundlegender
Weise die wirtschaftlichen Grundlagen des Südens ?

V. Grenzen einer Theorie institutioneller Veränderungen.

Die historischen Beispiele zeigen, daß die Frage nach einem geeigneten
Erklärungsschema nicht so leicht zu beantworten ist. Vor allem müssen
die Wandlungsvorgänge auf einen handhabbaren handlungstheoretischen Kon-
text aus Situationsfaktoren und Transmissionswegen (institutioneller
Umgebung) einerseits und entstehendem neuen institutionellen Arrangement
andererseits gebracht werden. Das verlangt eine starke Typisierung und
Periodisierung der Vorgänge, während die historische Realität nicht solch
einfache vorherrschende Typen von Institutionen und Marktlagen enthält.
Es kann dabei geschehen, daß wesentliche weiterexistierende Züge einer
früheren Epoche übersehen werden '. Am ehesten sind solche Fehlerquel-
len zu vermeiden, wenn es sich um Änderungen nicht zu großer Tragweite
handelt, welche in relativ kurzer Frist ablaufen. Es ist ein weiter
Schritt von der Wahl der organisatorischen Form durch einen Einzelunter-
nehmer bis zur Einführung der noch dazu breit variierenden oder stellen-
weise fehlenden Institution der feudalen Grundherrschaft im beginnenden
Mittelalter. Beides ist sicher nur schwer mit dem gleichen Instrumen-
tarium analysierbar. Auch gibt es Zeiten des Verfalls einer Institution
mit einem späteren Wiederaufleben '. Der historischen Kontinuität wird
am ehesten Rechnung getragen, wenn man das Schicksal einer grundlegenden
Institution über die Zeit hin verfolgt, statt daß man sie zur Kennzeich-
nung ganzer Entwicklungsstufen benutzt. Die Erklärung hätte dann einzelne
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Schritte des Auftauchens, des Absterbens oder der Veränderung einer sol-
chen Institution zum Gegenstand. Sie kann dann eher mit Verfahren bewerk-
stelligt werden, welche sich bei empirischen Fällen von Entscheidungen
zur Gestaltung sekundärer Institutionen auf verschiedenen Ebenen bewährt
haben.

Die "individualistische" handlungstheoretische Erklärung steht auch in
der Gefahr, im nachhinein Handlungsweisen der Beteiligten zu rationali-
sieren. Man kann stets genügend Dimensionen von wahrgenommenen Nutzen-
und Kostenerwägungen der Akteure finden, um die Erklärung aus Präferenzen
und Restriktionen sozusagen hinzubiegen. Diese Immunisierung eines Erklä-
rungsmodus wird besonders erleichtert, wenn man den deus ,ex machina der
Präferenzänderungen einführt. Wie gezeigt,spielt dieser Vorgang eine
bedeutsame Rolle; im Einzelfall muß er jedoch durch Daten belegt werden,
welche einen Wertewandel faktisch dokumentieren. Es muß darauf geachtet
werden, daß man nicht nur relativ triviale Zusammenhänge in einer neuen
künstlichen Sprache darstellt und somit erklärende Theorien tautologi-
siert^um sie gegen Einwände zu immunisieren. Die Interpretation von einer
Reihe miteinander verketteter Veränderungen kann so ausgelegt werden, daß
der Eindruck bestimmter Trends entsteht, beispielsweise eines Trends zur
Individualisierung des Eigentums, der mit einem positiven Produktivitäts-
trend verbunden wird. Dabei haben wir durchaus auch gegenteilige Entwick-
lungen hin zu kollektiveren Eigentumsformen und zur Vermehrung externer

54}Effekte, die damit unvermeidlich verbunden ist '. In diesem Zusammenhang
taucht auch die Frage auf, ob durch die Wahl der Perspektive nicht bestimm-
te institutionelle Entwicklungen in einem besonders günstigen Licht dar-
gestellt werden. Nur wenn derartige Fallstricke vermieden werden, können
Theorien institutionellen Wandels uns helfen, die Folgen ordnungs- und
entwicklungspolitischer Maßnahmen besser abzuschätzen statt Vorurteile
über die ausschlaggebenden Kräfte der gesellschaftlichen Entwicklung
oder über die wahre Richtung des sozialen Fortschritts zu nähren.
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G. Gäfgen
Konstanz

Institutioneller Wandel und ökonomische Erklärung

(Zusammenfassung)

I. Erklärungen des institutionellen Wandels sind sowohl für die
Ordnungs- wie für die Entwicklungspolitik von großer Bedeutung.

II. Umso wichtiger ist es, sich die Unterschiede zwischen den ver-
schiedenen theoretischen Ansätzen vor Augen zu führen.

11.1. Bei einer Überprüfung dieser Ansätze zeigt sich, daß von den
ganzheitlichen Evolutionstheorien des Institutionalismus,
Marxismus und des soziologischen Funktionalismus im Grunde nur
der Marxismus überhaupt eine endogene Erklärung der Veränderung
der Institutionen, nämlich der Produktionsverhältnisse, beinhal-
tet, während der Institutionalismus nur vage Grundthesen über
den Zusammenhang von Technologie, Institutionalisierung und Kon-
flikt zu bieten vermag, und der Funktionalismus allenfalls ein
ausfüllbares Bezugsschema enthält.

11.2. Bei den individualistischen verhaltenstheoretischen Ansätzen
lassen sich - wenn man davon ausgeht, daß die mikroökonomische
Verhaltenstheorie durch soziologische und psychologische Erkennt-
nisse über Lernvorgänge und Werthaltungen angereichert wird -
die folgenden modernen Paradigmen unterscheiden: Ein analog zur
Preistheorie konstruiertes Modell interdependenter Anpassung
läßt unbeabsichtigt Institutionen durch gegenseitige Anpassung
von Wirtschaftssubjekten entstehen. Ein Modell der Gruppenbil-
dung aus rationalen Verhandlungen läßt Institutionen aus bewußten
Abmachungen in einem komplexen Einigungsprozeß entstehen. Ein
Modell der hierarchischen Strategiebindung, das dem spieltheore-
tischen Paradigma zuzuordnen ist, läßt Institutionen aus über-
geordneten Entscheidungen von Autoritäten hervorgehen, deren
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Zuständigkeit zuvor in einem übergeordneten Spiel festgelegt
worden ist. Ein Modell nach dem Vorbild des Property-Rights-
Paradigma betont die Konstellation aus Marktlage und sozialer
Umgebung einschließlich bestehender Institutionen und zeigt,
wie die Individuen daraus neue Organisationsformen ableiten
und auf neue Institutionalisierungen drängen. Kollektivent-
scheidungen, die dem Paradigma der public choice-Theorien nahe-
stehen, führen zu institutionellen Änderungen über Prozesse
der politischen Willensbildung in einem geregelten politischen
Rahmen. Diese verschiedenen verhaltenstheoretischen Ansätze
widersprechen einander nicht, sondern erweisen sich eher als
zur Analyse jeweils verschiedener Situationen oder Prozesse
geeignete Varianten der verhaltenstheoretischen Grundkonzep-
tion.

III. Um Ursachen institutioneller Veränderungen aufzuspüren muß

zunächst die Vorfrage geklärt werden, welches die Auswirkungen
11 bestehender Institutionen sind. Nur dann können Institutionen
auch bewußt gestaltet, also durch Einzelentscheidung oder Abma-
chung eingeführt oder im politischen Prozeß propagiert werden.
Institutionen wirken über Restriktionen, Informationen und Prä-
ferenzen auf das Verhalten der Individuen ein, so daß sich Vor-
hersagen über ihre Auswirkungen durchaus formulieren lassen.

IV.1. Die Entstehung oder Änderung von Institutionen setzt die Exi-
stenz jeweils "primärer" Institutionen voraus. Diese bilden
zusammen mit den Situationsfaktoren, die die ökonomische Gesamt-
lage beschreiben, und mit den in dieser Lage in Gang gesetzten
Mechanismen (hier Transmissionswege genannt) die "institutionel-
le Umgebung", welche das neue entstehende "institutionelle
Arrangement" bestimmt.

IV.2. Wichtige Situationsfaktoren, welche den Wandlungsprozeß aus-
lösen, sind Wohlstandserhöhungen, Präferenzänderungen (soweit
empirisch nachweisbar), Wandlungen der äußeren Umgebung des
Sozial Systems, neue Techniken der Nutzung von Ressourcen oder
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Ausnutzung institutioneller Besonderheiten, veränderte Ressourcen-
knappheiten und sich verschärfende Distributionsprobleme. Für die
Wirksamkeit all dieser Faktoren lassen sich zahlreiche Belege in
Form von Fallstudien oder historischen Beispielen anführen.

IV.3. Als geregelte Transmissionswege, auf denen die auslösenden Fakto-
ren auch in Richtung Veränderung wirksam werden, lassen sich an-
führen: Einzelentscheidungen befugter Akteure über organisato-
rische Formen; autoritäre staatliche Entscheidungen, die beim Ent-
stehen alter grundlegender Institutionen bedeutsam waren; und gere-
gelte politische Entscheidungsprozesse, vor allem solche einer plu-
ralistischen Demokratie.

IV.4. Als wichtige informelle Transmissionswege erweisen sich zunehmende
individuelle Devianz, die schließlich Normen außer Funktion setzt;
zunehmende individuelle Verhaltenskonvergenz, die theoretisch gründ-
lich analysiert ist bei der Entstehung von Tauschmedien; und kollek-
tive Aktionen, die durch einen institutionellen Unternehmer organi-
siert werden, Konsens für paretianisch effiziente ("produktive")
Institutionen herzustellen versuchen, dabei aber Konflikte nicht
vermeiden können, und zwar umso weniger, je stärker die institutio-
nelle Neuerung redistributiven Charakter aufweist.

V. Eine theoretische Erklärung institutionellen Wandels bringt beson-
dere Schwierigkeiten der Typisierung und Abstraktion von der histo-
rischen Vielfalt mit sich. Sie ist ferner den Gefahren der tautolo--
girierenden Deskription trivialer Zusammenhänge und der einseiti-
gen Interpretation bestimmter Entwicklungslinien ausgesetzt.



G. Gäfgen
Konstanz

I n s t i t u t i o n a l Change and Economic E x p l a n a t i o n

(Summary)

I. Explanations of institutional change are of great importance
to both the choice of economic Systems resp. of forms of
regulation as well as to development policies.

II. Because of these policy implications one has to consider care-
fully the differences of the various theoretical approaches.

11.1. A closer look at the integralistic theories of evolution
reveals that strictly speaking only marxism comprises an
endogenous explanation of changing institutions, i.e. of
changing relations of production. Institutionalism offers

only a vague concept of the general interdependence of technology,
social institutions and social conflict, where as functionalism
just proposes a frame of reference which can be used to describe
concrete cases.

11.2. Assuming that microeconomic theories of behavior incorporate
the results of the sociology and psychology of learning and
the formation of attitudes we can speak of an unified approach
stressing individual behavior. It comprises the following five
paradigms: A model of interdependent adjustment, constructed
analogously to that of price theory has originate institutions
by mutual adaption of individual actions.
A model of group formation by rational negotiations has insti-
tutions consist of conscious arrangements found in a complex
process of bargaining.
A model of hierarchical strategy commitments which corresponds
to the conception of the theory of games has institutions emerge
from the binding decisions of authorities whose competence
has been established beforehand, in a higher-order game.
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A model corresponding to the methods of property rights analysis
shows how, from the economic Situation and the social environment
including the existing institutions, individuals derive new forms
of organisations and strive for new institutionalizations.
Collective decisions as described in public choice theories lead
to institutional change through decision processes governed by
the rules of the political framework.

These various behavioristic approaches are not mutually exclusive;
they ra.ther turn out to be variants of the basic behavioristic
approach, each suitable to the analysis of different types of
processes or situations.

III. In order to discover the causes of institutional changes first
the consequences of existing institutions have to be established.
Only then institutional change can be tailored to the purposes
pursued and will be introduced by individual decision or agreement
,or propagated in a'political process. Institutions influence

the behavior of individuals in a predictible way by shaping the
restrictions, informations, and preferences constituting the
behavioral context.

IV. 1. The coming into being or change of institutions presupposes the

existence of "primary" institutions. Together with situational
factors describing the general economic situations and with the
transmission mechanisms put to work in these situations these
primary institutions constitute the institutional environment,
which determines the newly emerging institutional arrangements.

IV.2. Important situational factors which trigger the change process
are: increases of per capita wealth, changes of preferences
(provided their existence and their relevance can be established
empirically), changes in the external environment of the social
system, new techniques to utilize resources or to exploit insti-
tutional peculiarities, changing scarcities of resources, and
aggravating problems of distribution. For the importänce of
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these factors there is abundant evidence in form of case studies
or historical examples.

IV.3. The following institutionalized mechanism of transmission by which
the triggering factors may induce change, can be put forward:
Individual decisions on organisational forms made by authorized
actors; authoritarian State decisions which have been important
for the genesis of some ancient basic institutions; constitutionally
regulated political decision processes, especially those taking
place under the conditions of pluralistic democracy.

IV.4. Important informal mechanisms of transmission are: spreading of
deviant behavior which eventually puts norms out of function;
increasing convergence of individual behavior as has been thoroughly
applied to the emergence or media of exchange; and collective
activities which - initiated by an institutional entrepreneur -
try to produce consensus for a "productive" institution which is
efficient in paretian terms. Conflicts arising in this process
of propagating change cannot be avoided and are more likely to
arise the more the institutional innovation possesses redistributive
features.

V. Because of the manifold aspects of historical events the theoretic-
al explanation of institutional change bears particular difficulties
of classification and abstraction. Furthermore it is exposed to
the risk of tautologeous description, of explaining trivial cor-
relations, and of biased Interpretation by selecting particular ~~~
lines of development.


